


































































































49

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichts-
wesen (BayEUG)

ӹӹ Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) 
ӹӹ Schulwegkostenfreiheitsgesetz (SchKfrG)
ӹӹ Schulordnungen, z. B. Schülerbeförderungsverordnung 

(SchBefV)

Attraktive Wohnstandorte 49Bildungsinfrastruktur

Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Die Herstellung und Finanzierung sozialer Infrastrukturen 
(z. B. Kitas) wird mit Hilfe von städtebaulichen Verträgen auf 
private Investoren übertragen.

ӹӹ Die Investitionskosten für den Schulbau werden bei-
spielsweise nach Anzahl aktueller und prognostizierter 
Schülerzahlen auf die kooperierenden Gemeinden umgelegt. 
Alternativ gewähren die beteiligten Kommunen derjenigen 
Gemeinde, auf deren Gemeindegebiet der Schulbau realisiert 
wird, einen einmaligen Investitionskostenzuschuss.

ӹӹ Die kooperierenden Gemeinden beteiligen sich anteilig an 
den laufenden Kosten eines Schulträgers. Umsetzbar sind 
differenzierte Kostenregelungen z. B. zu Lernmitteln, Sport-/
Schwimmunterricht, Schülerfahrkosten, Gebäudekosten, Aus- 
und Fortbildungskosten, Aufwendungen für EDV, Schülerun-
fallversicherung, Kosten der Mensa etc.

Welche Instrumente und 
Strukturen interkommunaler 
Kooperationen kann ich dafür 

einsetzen?

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertragg

Weitere Instrumente
ӹӹ Gemeinsame Datengrundlage
ӹӹ Gemeinsamer Schulentwicklungsplan
ӹӹ Berücksichtigung abwägungsrelevanter Belange im 

Rahmen der eigenen kommunalen Schulentwicklungs-
planung

ӹӹ Abstimmung der Schuleinzugsbereiche
ӹӹ Zusammenarbeit bei der Schulentwicklungsplanung
ӹӹ Verteilung der Schülerströme durch Vernetzung der 

Schulstandorte zur gemeinsamen Angebotserbringung
ӹӹ Privatrechtliche Beschulungsvereinbarung

§



50

Gute Beispiele ӹӹ Schulverband Weißdorf-Sparneck
ӹӹ Zweckverband in der StadtRegion Tri-Sab

Schulverband Weißdorf-Sparneck

Der Markt Sparneck und die Gemeinde Weißdorf sind im Schulverband Weißdorf-Sparneck 
zusammengefasst. Mit dem Ziel der Wohnortnähe und pädagogisch sinnvoller Klassengrößen 
und einem umfassenden Raumangebot wird die Grundschule Weißdorf-Sparneck gemein-
sam organisiert und finanziert. Der Schulverband erhebt für seinen durch sonstige Einnah-
men nicht gedeckten Finanzbedarf von den Verbandsmitgliedern eine Schulverbandsumlage 
sowie eine gesonderte Investitionsumlage. Die Schulverbandsversammlung besteht aus den 
ersten Bürgermeistern der am Schulverband beteiligten Gemeinden oder deren Stellvertre-
tern.

Quelle: https://www.vg-sparneck.de/schulverband/satzungen-und-verordnungen

Bildungsinfrastruktur

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Schulen, Planung und Bau) 

ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kom-
munale Angelegenheiten, Baurecht, Kreisentwicklung)

ӹӹ Staatliche Schulämter
ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen 

(z. B. Planung, Schulen)
ӹӹ Bildungsträger
ӹӹ ÖPNV-Anbieter

Gibt es finanzielle oder sonstige 
Unterstützung?

ӹӹ Demografie-Leitfaden der Bayerischen Staatsregierung 
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Was bringt die informelle Ab-
stimmung für mich und meine 

Kommune?

ӹӹ Gegenseitiges Kennenlernen und Ausloten gemeinsamer 
Handlungsfelder auf zunächst unverbindlicher Ebene

ӹӹ Aufbau einer gemeinsamen Informations-, Kommunikations- 
und Diskussionskultur 

ӹӹ Bilden einer vertraulichen Atmosphäre zwischen den Koope-
rationspartnerinnen und -partnern 

ӹӹ Verständigung über Entwicklungen, Herausforderungen, 
Ideen etc. auf Augenhöhe

ӹӹ Identifizieren bisher unerkannter, gemeinsamer Handlungs-
felder

ӹӹ Impulse für kurzfristige, zeitlich oder thematisch einge-
schränkte Vorhaben oder Prozesse 

ӹӹ Synergien durch gegenseitige Beratung bei identischen Auf-
gaben oder Problemlagen

ӹӹ Größtmögliche gegenseitige Transparenz über räumliche 
Entwicklungen

ӹӹ Kein Erfordernis von Gremienbeschlüssen

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Entwicklung von Konversionsflächen
ӹӹ Klimaschutz und Klimaanpassung
ӹӹ Medizinische Versorgung
ӹӹ Grüne Infrastruktur
ӹӹ Mobilität – Multimodale Verkehrsangebote
ӹӹ Bildungsinfrastruktur

Informelle Abstimmung auf Augenhöhe

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Interkommunale Zusammenarbeit lebt von Transparenz und einer guten Kommunikation unter den 
Akteuren. Gerade wenn es sich um neue, noch nicht erprobte Themen der Zusammenarbeit handelt, 
hat es sich bewährt, mögliche Ideen, Leitbilder und Entwicklungsziele zunächst unverbindlich und 
informell mit den jeweiligen Nachbarkommunen und -landkreisen abzustimmen und auf Gemeinsam-
keiten und Schnittstellen hin zu prüfen.

Thematisch sind der informellen Abstimmung unter benachbarten Gemeinden keine Grenzen gesetzt. 
Zu sämtlichen Handlungsfeldern und Herausforderungen können Informationen ausgetauscht und ein 
gemeinsamer Arbeitsprozess in die Wege geleitet werden. Dabei ist nicht ausgeschlossen bzw. häufig 
sogar beabsichtigt, dass für zunächst informelle Formen der Verständigung im weiteren Verlauf for-
melle Vereinbarungen getroffen und verbindliche Organisationsstrukturen gefunden werden.

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation ist die 
informelle Abstimmung auf 

Augenhöhe besonders geeignet? 
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Attraktive Wohnstandorte 52Informelle Abstimmung auf Augenhöhe

Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Keine formalen Verfahrensschritte
ӹӹ Übertragung der Gesamtkoordination des Abstimmungspro-

zesses auf eine der beteiligten Kommunen 
ӹӹ Formlose Vereinbarung über die Teilung ggf. entstehender 

Kosten
ӹӹ Kostenübernahme in Zuständigkeit der einzelnen Kommune

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.

Weitere Instrumente
ӹӹ Zukunfts-/Ideenwerkstätten zur Beteiligung der Öffent-

lichkeit
ӹӹ Regionale Themenkonferenzen
ӹӹ Regionale Arbeitskreise und -gruppen
ӹӹ Interkommunale Arbeitsgemeinschaften 
ӹӹ Projektbezogene Abstimmungsgespräche
ӹӹ Projektbeiräte
ӹӹ Koordinierungsstellen
ӹӹ Kommunale Netzwerke, z. B. Städtenetze
ӹӹ Runde Tische
ӹӹ Gesprächsforen
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Attraktive Wohnstandorte 53Informelle Abstimmung auf Augenhöhe

Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Die beteiligten Kooperationspartnerinnen und -partner 
können formlos eine rotierende Gastgeberrolle zur fairen 
Verteilung des Aufwandes bei der Organisation und Budge-
tierung von Veranstaltungen vereinbaren. 

ӹӹ Außerdem sind projektspezifische, auch formlose Absprachen 
zur Finanzierung möglich.

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ 	Grundgesetz (GG) – Art. 28 Absatz 2: Kommunen dürfen alle 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der 
Gesetze in eigener Verantwortung regeln. Hierzu zählt auch 
die informelle Abstimmung mit benachbarten Kommunen.

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen

ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 
meiner Kommune

ӹӹ Betroffene übergeordnete Institutionen und Behörden, wie 
z. B. Landratsamt, Regionaler Planungsverband München 
(RPV), Regierung von Oberbayern, Europäische Metropol-
region München e.V., ggf. auch zuständige Staatsministerien

ӹӹ Industrie- und Handelskammer für München und Ober-
bayern

ӹӹ Relevante private Akteure wie z. B. Deutsche Bahn, MVV 
GmbH, Wohnungsbaugesellschaften, etc.

ӹӹ Alle Akteure mit Bezug zum Thema der informellen Ab-
stimmung

§
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Attraktive Wohnstandorte 54Informelle Abstimmung auf Augenhöhe

Gute Beispiele ӹӹ MORO-Arbeitsgemeinschaft Siedlungsentwicklung im Raum 
München

ӹӹ Arbeitsgemeinschaft Teilraum Deggendorf/Plattling
ӹӹ Inzell-Initiative
ӹӹ NordAllianz Metropolregion München Nord
ӹӹ Regionale Arbeitsgemeinschaft Stadt Düsseldorf – Kreis 

Mettmann – Rhein-Kreis Neuss
ӹӹ Regionale Arbeitsgemeinschaft Bremen/Niedersachsen (RAG)
ӹӹ Regionale Wohnungsbaukonferenz in der Metropolregion 

München
ӹӹ Sächsisch-Bayerisches Städtenetz 
ӹӹ Veranstaltungsreihe der Facharbeitsgruppe Siedlungsent-

wicklung in der Metropolregion Hamburg 

MORO-Arbeitsgemeinschaft Siedlungsentwicklung

Zwölf Kommunen und Landkreise haben sich 2003 zur Arbeitsgemeinschaft Siedlungsent-
wicklung zusammengeschlossen, um Lösungen für den richtigen Umgang mit dem Span-
nungsfeld zwischen der starken Nachfrage nach Bauland für Wohnen und Gewerbe und 
einem sparsamen Umgang mit der Ressource Fläche zu finden. In der freiwilligen Zusam-
menarbeit geht es um eine verstärkte Beachtung der Nachhaltigkeit bei der Flächennutzung. 
Neben dem Austausch von „best practices“ und der Einigung auf kommunale (flächensparen-
de) Entwicklungsgrundsätze wird in allen Mitgliedskommunen ein detailliertes Flächenmo-
nitoring für wichtig erachtet. Die Mitgliedskommunen werden durch die Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister vertreten, die Landeshauptstadt München durch die Stadtbaurätin. Die 
Arbeitsgemeinschaft Siedlungsentwicklung tagt zwei bis drei Mal pro Jahr. 

Quelle: https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/
Stadtentwicklung/Regionale-Themen/MORO.html

https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Regionale-Themen/MORO.html
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Regionale-Themen/MORO.html
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Was bringen interkommunale 
Vereine für mich und meine 

Kommune?

ӹӹ Erweiterung des eigenen Handlungsspielraums
ӹӹ Erschließung von Ressourcen, die über die eigenen Mittel 

hinausgehen
ӹӹ Bündelung von Kräften und Kompetenzen ganz unterschied-

licher Akteursgruppen zur Schaffung einer Grundlage für 
neue Lösungsansätze

ӹӹ Institutionalisierter Austausch und Abstimmung mit den 
Vereinsmitgliedern und die Möglichkeit, die Positionen der 
eigenen Kommune in ein gemeindeübergreifend verfasstes 
Gremium einzubringen

ӹӹ Einbindung der Zivilgesellschaft in die politisch-öffentliche 
Diskussion und Gestaltung 

Interkommunale Vereine

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Zur Stärkung und Weiterentwicklung regionaler Potenziale und Standortfaktoren können sich öffentli-
che Institutionen, Verwaltungen, Hochschulen, Unternehmen, Banken und engagierte Einzelpersonen 
zu einem interkommunalen Verein zusammenschließen. Neben inhaltlichen Impulsen in bestimm-
ten Themenfeldern zählen häufig auch ein gemeinsames Marketing und die Stärkung eines regionalen 
Netzwerks für eine bessere Kommunikation zu den Zielen eines interkommunalen Vereins. Darüber 
hinaus können auch konkrete Projekte für die Region zum Aufgabenfeld interkommunaler Vereine ge-
macht werden. Durch den Zusammenschluss ganz unterschiedlicher Institutionen und Mitwirkender 
ergeben sich häufig innovative Lösungsansätze, Handlungsspielräume und Finanzierungsmöglichkei-
ten für regional bedeutsame Herausforderungen, die ohne eine entsprechende Allianz nicht möglich 
wären. Eingetragene Vereine sind von der Rechtsform her juristische Personen und damit voll rechtsfä-
hig. Neben den Mitgliedern ist der Vorstand das zentrale Organ des Vereins, er vertritt ihn nach außen 
in allen Angelegenheiten. Der Großraum München kann auf eine Vielzahl erfolgreicher interkommu-
naler Vereine mit mitunter langer Tradition zurückgreifen. 

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Klimaschutz und Klimaanpassung
ӹӹ Grüne Infrastruktur
ӹӹ Mobilität – Multimodale Verkehrsangebote

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation sind 

interkommunale Vereine be-
sonders geeignet? 
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Attraktive Wohnstandorte 56Interkommunale Vereine

Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Eintragung ins Vereinsregister des jeweils zuständigen Amts-
gerichts 

ӹӹ Verfassen einer Geschäftsordnung
ӹӹ Verfassen einer Vereinssatzung
ӹӹ Festlegung von Jahresbeiträgen für die Mitglieder
ӹӹ Wahl eines Vorstandes

Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Unter den Mitgliedern muss eine Vereinbarung zu den Mit-
gliedsbeiträgen im Verein getroffen werden, für Gebietskör-
perschaften beispielsweise berechnet nach Bevölkerungs- oder 
Flächenanteilen. 

ӹӹ Grundsätzlich können bestimmte Aufgaben (z. B. Geschäfts-
stelle, Verwaltung, etc.) monetär in dieser Vereinbarung 
berücksichtigt werden.

ӹӹ Durch das Zusammenführen von hauptamtlichem und eh-
renamtlichem, unentgeltlichem Engagement werden örtliche 
Potenziale gehoben und für die Vereinszwecke genutzt.

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.

Weitere Instrumente
ӹӹ Gemeinsamer Internetauftritt nach Gründung des 

Vereins
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Attraktive Wohnstandorte 57Interkommunale Vereine

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Grundgesetz (GG) – Art. 9 Absatz 1 zum Recht auf Bildung 
von Vereinen und Gesellschaften

ӹӹ Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Ver-
einsG) – §§ 1 und 2 zur Vereinsfreiheit und Definition des 
Vereinsbegriffs (Mehrheit natürlicher oder juristischer Per-
sonen, die sich für längere Zeit zu einem gemeinsamen Zweck 
freiwillig zusammenschließen)

ӹӹ Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) – § 21 zur Rechtsfähigkeit 
nicht wirtschaftlicher Vereine

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr, Planung und 
Bau) 

ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kom-
munale Angelegenheiten, Baurecht, Kreisentwicklung, Um-
weltschutz)

ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen 
(z. B. Planung, Wirtschaftsförderung)

ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen

ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 
meiner Kommune

ӹӹ Zuständiges Amtsgericht 
ӹӹ Fachlich dem Vereinszweck nahestehende Institutionen (z. B. 

Hochschulen, Industrie- und Handelskammern, Handwerks-
kammern) und Privatpersonen

ӹӹ Regional ansässige Unternehmen und Banken
ӹӹ Grundsätzlich alle Akteure mit Bezug zum Vereinszweck

§
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Attraktive Wohnstandorte 58Interkommunale Vereine

Gute Beispiele ӹӹ Initiative Region Trier e.V.
ӹӹ Europäische Metropolregion München e.V.
ӹӹ Erholungsflächenverein – Verein zur Sicherstellung überört-

licher Erholungsgebiete in den Landkreisen um München e.V.
ӹӹ Heideflächenverein Münchener Norden e.V.
ӹӹ Isartalverein e.V. – Verein zur Erhaltung der landschaftlichen 

Schönheiten des Isartals
ӹӹ Regionalmanagement München Süd-West e.V.
ӹӹ Spreewaldverein e.V. – Zusammenschluss von Kommunen 

und örtlichen Unternehmen in der Spreewaldregion
ӹӹ Verein Dachauer Moos e.V. – Ein Verein zur Sicherung und 

Entwicklung des Dachauer Mooses

Initiative Region Trier e.V.

Die Initiative Region Trier e.V. (IRT) wurde 1994 von den vier Landkreisen der Region, der 
Stadt Trier, der Industrie- und Handelskammer Trier, der Handwerkskammer Trier sowie 
der Bitburger Brauerei gegründet. Die IRT hat sich zum Ziel gesetzt, die Zukunft der Region 
Trier als wirtschaftlich attraktiven, kulturell bedeutsamen, ökologisch intakten und europä-
isch orientierten Raum mit hoher Lebensqualität zu sichern und diese Standortfaktoren aktiv 
zu fördern. Zentrale Aufgabe der IRT ist es, im Verbund mit ihren Mitgliedern die Region 
Trier wirtschaftlich und gesellschaftlich weiter zu entwickeln und diese als modernen Wirt-
schaftsstandort sowie attraktiven Lebens- und Kulturraum nachhaltig nach Innen und Außen 
zu profilieren. Inhaltliche Schwerpunkte sind außer dem Binnen- und Außenmarketing die 
Themen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, regionale Fachkräftesicherung, regionales wirt-
schaftlich-technisches Innovationspotenzial sowie die Erarbeitung einer „social media“-Stra-
tegie für den Kulturbereich.

Quelle: https://www.region-trier.de/unsere-initiative/
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Was bringt eine interkom-
munale Wohnungsbaugesell-

schaft/-genossenschaft für mich 
und meine Kommune?

ӹӹ Gemeinsame Deckung des Bedarfs an Wohnraum in der 
eigenen Kommune und in der Region

ӹӹ Schaffung von bezahlbarem Wohnraum für Gruppen mit 
mittleren und geringen Einkommen

ӹӹ Verteilung der Lasten des Wohnungsbaus auf mehrere 
Schultern

ӹӹ Zusammenführung von fachlichen und personellen Res-
sourcen

ӹӹ Entwicklungsimpulse für die örtliche und regionale Bauwirt-
schaft

ӹӹ Nutzung der Mietgewinne für Reinvestitionen
ӹӹ Belegungsrechte, u. a. auch für kommunale Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter und damit Sicherung und Gewinnung von 
Fachkräften

Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Im Großraum München betrifft der Bedarf nach bezahlbarem Wohnraum eine zunehmende Zahl an 
Kommunen. Wohnungsneubau ist ein Thema für die meisten. Gemeinsam gegen die Wohnungsknapp-
heit vorzugehen bringt den Vorteil, dass Investitionskosten auf mehrere Schultern verteilt werden 
können. Mit der Gründung einer interkommunalen Wohnungsbaugesellschaft wird zudem die Mög-
lichkeit geschaffen, mit Hilfe des gemeinsam eingebrachten Stammkapitals verfügbare kommunale Flä-
chen zügig erschließen und bebauen zu können. Ohne die gemeinsam erbrachten Finanzmittel wären 
diese möglicherweise unbebaut geblieben. Zudem kann fachliche Expertise zusammengeführt und in 
der gesamten Region wirksam eingesetzt werden. Je mehr Kommunen sich an der interkommunalen 
Wohnungsbaugesellschaft beteiligen, umso mehr Schlagkraft entwickelt sie mit Blick auf eine Entspan-
nung des regionalen Wohnungsmarktes und der sich daraus ergebenden Sicherung bzw. Gewinnung 
von Fachkräften für den regionalen Arbeitsmarkt.

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation sind 

interkommunale Wohnungs-
baugesellschaften/-genossen-
schaften besonders geeignet? 
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Attraktive Wohnstandorte 60Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.

Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Zu Beginn Klärung der am besten geeigneten Organisati-
onsform in Zusammenarbeit mit rechtlicher Beratung, da 
unterschiedliche Gesellschaftsmodelle denkbar sind: GmbH 
– Gesellschaft mit beschränkter Haftung, AG – Aktiengesell-
schaft, Genossenschaft

ӹӹ Klare Aufgabendefinition (Ermittlung Wohnraumbedarfe 
und Zielgruppen, Dimensionierung der Wohnraumfertig-
stellungen pro Jahr, Verständigung über Quote für sozialen 
Wohnungsbau)

ӹӹ Nachweis der Wirtschaftlichkeit einer Wohnungsbaugesell-
schaft

ӹӹ Untersuchung verschiedener Bedarfs- und Finanzierungssze-
narien 

ӹӹ Beschluss der jeweiligen kommunalen Gremien
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Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Durch die gemeinsame Planung und Entwicklung größerer 
Vorhaben in Form einer eigenen Gesellschaft können 
staatliche Zuschüsse, z. B. KommWFP – Kommunales Wohn-
raumförderprogramm des Freistaats Bayern in Anspruch 
genommen werden.

ӹӹ Für jede Kommune werden die gleiche Höhe des Gesell-
schaftskapitals sowie im Gegenzug paritätische Belegungs-
rechte ausgehandelt.

ӹӹ Regelungen zu Belegungsrechten sind auch in Abhängigkeit 
von eingebrachten Grundstücken und Immobilien möglich.

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Grundgesetz (GG) – Art. 28 Absatz 2 zu Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft: Organisations-, Gebiets-, Personal-, 
Planungs-, Satzungs-, Finanzhoheit (Steuern und Abgaben)

ӹӹ Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften (Genossenschaftsgesetz GenG) – insbesondere 
§§ 1  bis 16 zur Errichtung der Genossenschaft und 
§§ 17 bis 23 zu den Rechtsverhältnissen der Genossenschaft 
und ihrer Mitglieder

ӹӹ Gesetz zur Regelung vermögensrechtlicher Angelegenheiten 
der Wohnungsgenossenschaften im Beitrittsgebiet (Woh-
nungsgenossenschafts-Vermögensgesetz – WoGenVermG)

Attraktive Wohnstandorte 61Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Planung und Bau, Sicherheit, Kommunales und Soziales) 

ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kom-
munale Angelegenheiten, Baurecht, Soziales)

ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen 
(z. B. Planung, Wohnen und Soziales)

ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen

ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 
meiner Kommune

ӹӹ Bestehende Wohnungsbaugesellschaften und -genossen-
schaften

ӹӹ mitbauzentrale münchen und mitbauzentrale regio

§
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Attraktive Wohnstandorte 62Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft

Gute Beispiele ӹӹ DIWOG Donau-Iller-Wohnungsgesellschaft mbH
ӹӹ Kommunale Wohnungsbaugesellschaft (KWG) im Land-

kreis Harburg (neun Kommunen sowie Sparkasse Har-
burg-Buxtehude)

ӹӹ Wohnungsbaugesellschaft im Landkreis Dachau (WLD)
ӹӹ Wohnungsbaugesellschaft im Landkreis Fürstenfeldbruck 

GmbH
ӹӹ Wohnungsgenossenschaft Ebersberg eG

DIWOG Donau-Iller-Wohnungsgesellschaft mbH

Die Stadt Neu-Ulm, die Gemeinden Nersingen und Elchingen und die Neu-Ulmer Woh-
nungsbaugesellschaft NUWOG haben Ende 2018 die Donau-Iller-Wohnungsgesellschaft 
mbH (DIWOG) gegründet. Damit reagieren sie auf das für die kommenden Jahre prognosti-
zierte anhaltende Bevölkerungswachstum. Nur gemeinsam wird es möglich sein, den Bedarf 
an neuem Wohnraum in der Region zu decken. Mit der DIWOG sollen die Lasten des Woh-
nungsbaus auf mehrere Schultern verteilt werden. Die NUWOG bringt ihr Know-how im Be-
reich des Baus und der Bewirtschaftung ein. Die beteiligten Gemeinden stellen Grundstücke 
bereit und entscheiden, wie viel geförderter oder frei finanzierter Wohnraum errichtet wird. 
Die DIWOG ist dabei nicht begrenzt auf die drei beteiligten Kommunen, sondern steht allen 
Kommunen im Landkreis Neu-Ulm offen.

Quelle: https://nu.neu-ulm.de/de/aktuell/aktuell-detail/article/gruendung-der-diwog-interkommunale-
zusammenarbeit-im-bereich-des-kommunalen-wohnungsbaus

https://nu.neu-ulm.de/de/aktuell/aktuell-detail/article/gruendung-der-diwog-interkommunale-zusammenarbeit-im-bereich-des-kommunalen-wohnungsbaus
https://nu.neu-ulm.de/de/aktuell/aktuell-detail/article/gruendung-der-diwog-interkommunale-zusammenarbeit-im-bereich-des-kommunalen-wohnungsbaus
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Was bringt die Gründung eines 
freiwilligen Zweckverbands für 

mich und meine Kommune?

ӹӹ Personelle Entlastung der beteiligten Kommunen
ӹӹ Aufbau und Bündelung von Kompetenzen
ӹӹ Klare Festlegung von Zuständigkeiten 
ӹӹ Zentrale Ansprechpartner für die Belange in der Region
ӹӹ Aufbau von gegenseitigem Vertrauen in Bezug auf die Er-

füllung spezifischer Aufgaben

Freiwilliger Zweckverband

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften können zur gemeinsamen Erfüllung von Aufgaben einen 
freiwilligen Zweckverband gründen. Zweckverbände stellen eine klassische Form der interkommuna-
len Zusammenarbeit dar. Sie sind selbstverwaltete Körperschaften des öffentlichen Rechts, welche für 
die beteiligten Kommunen die Durchführung bestimmter Aufgaben übernehmen. Sie werden für fest-
gelegte Zwecke gegründet. Je nach Art der Aufgabe gibt es Planungsverbände, Schulverbände, Zweck-
verbände für den ÖPNV oder auch zur Wasserver- und -entsorgung. Zur gemeinsamen Erledigung 
der öffentlichen Aufgaben benötigt der Zweckverband einen freiwilligen öffentlich-rechtlichen Vertrag 
und eine Verbandssatzung, die von der Aufsichtsbehörde genehmigt werden muss. 

Neben den kommunalen Gebietskörperschaften, die sich freiwillig zur Erledigung bestimmter Aufga-
ben in einem Zweckverband zusammenschließen, können auch der Bund, die Bundesländer oder an-
dere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts einem Zweckverband beitreten. 
Ebenso ist es möglich, dass natürliche oder juristische Personen des Privatrechts Mitglieder des Zweck-
verbands werden, sofern sie die Erfüllung der Verbandsaufgaben fördern und Gründe des öffentlichen 
Wohls nicht entgegenstehen. 

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Entwicklung von Konversionsflächen
ӹӹ Medizinische Versorgung
ӹӹ Grüne Infrastruktur
ӹӹ Mobilität – Multimodale Verkehrsangebote
ӹӹ Bildungsinfrastruktur

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation ist die 
Gründung eines freiwilligen 
Zweckverbands besonders 

geeignet? 
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Attraktive Wohnstandorte 64Freiwilliger Zweckverband

Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

Im Vorfeld:
ӹӹ Verständigung zu Regelungen über die Verbandsmitglieder 
ӹӹ Klärung der Aufgaben des Verbands 
ӹӹ Festlegung von Namen und Sitz des Verbands
ӹӹ Festlegung von Verfassung und Verwaltung, Zuständigkeiten 

der Organe sowie deren Geschäftsgang
ӹӹ Regelungen zur Deckung des Finanzbedarfs
ӹӹ Verständigung über die Form der öffentlichen Bekanntma-

chungen 
ӹӹ Verständigung zur Vorgehensweise bei der Abwicklung im 

Falle einer Auflösung des Verbands
Zum Abschluss:
ӹӹ Die Verbandssatzung bedarf der Genehmigung der jeweils 

zuständigen Aufsichtsbehörde. 

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.
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Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Relevante Bereiche der Regierung von Oberbayern
ӹӹ Relevante Fachbereiche der Landratsämter
ӹӹ Relevante Fachabteilungen der benachbarten Kommunalver-

waltungen
ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 

Herausforderungen
ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 

meiner Kommune
ӹӹ Fachlich dem Verbandszweck nahestehende Institutionen 

(z. B. Hochschulen, Industrie- und Handelskammern, Hand-
werkskammern, Wohnungsbaugesellschaften und -genossen-
schaften)

ӹӹ Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer

Attraktive Wohnstandorte 65Freiwilliger Zweckverband

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in 
Bayern – insbesondere IV. Teil Art. 17-48 

ӹӹ Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) – ins-
besondere Art. 54 zur Zulässigkeit des öffentlich-rechtlichen 
Vertrags

ӹӹ Subsidiär geltende Kommunalverfassungen 
ӹӹ Zweckverbandssatzung nach den Vorgaben von Art. 19 

KommZG zum Inhalt der Verbandssatzung 

Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Grundsätzlich regelt die in der Verbandssatzung festgelegte 
Verbandsumlage die finanzielle Beteiligung der Verbandsmit-
glieder.

ӹӹ Darüber hinaus sind in der Verbandssatzung weitere Verein-
barungen über den Ausgleich von Vorteilen und Nachteilen 
möglich.

ӹӹ Über die Erwirtschaftung eigener Einnahmen (z. B. in Form 
von Gebühren) können Investitionen refinanziert werden. 

ӹӹ Auf Antrag sämtlicher Beteiligter des Zweckverbands ist die 
Regelung des Ausgleichs auch durch die Aufsichtsbehörde 
möglich.

§
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Attraktive Wohnstandorte 66Freiwilliger Zweckverband

Gute Beispiele ӹӹ Zweckverband Pattonville zum Thema regionaler Wohnungs-
bauschwerpunkt

ӹӹ Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV)
ӹӹ Zweckverband Entwicklungsgemeinschaft Altenholz-Däni-

schenhagen-Kiel zu Gewerbe- und Wohnbauflächen

Zweckverband Pattonville

Der Zweckverband „Pattonville/Sonnenberg“ wurde im Jahr 1992 gegründet, ein Jahr bevor 
die US-Armee die Militärsiedlung im Stuttgarter Umland aufgab. Gründungsmitglieder waren 
Vertreterinnen und Vertreter der drei umliegenden Kommunen Ludwigsburg, Kornwestheim 
und Remseck am Neckar. Der Zweckverband hatte sich das Ziel gesetzt, eine Bodenordnung 
für das ehemals unzugängliche Terrain durchzuführen und die gemeinsamen Kaufverhand-
lungen mit dem Bund als Eigentümer zu koordinieren. Ein städtebaulicher Wettbewerb dien-
te 1995 als konzeptionelle Grundlage für einen regionalen Wohnungsbauschwerpunkt an der 
Gemarkungsgrenze der drei Mitgliedsstädte. Durch Sanierung der alten Kasernengebäude, 
Nachverdichtung und Arrondierung mit Wohnungsbau und Wohnfolgeeinrichtungen ist aus 
der Konversionsfläche ein neues Wohngebiet für über 5.000 Menschen entstanden. Die Stadt-
teilverwaltung wird durch den Zweckverband getragen, der turnusgemäß abwechselnd durch 
die Stadtoberhäupter der Gemeinden Kornwestheim und Remseck geleitet wird.

Quelle: https://www.stadt-remseck.de/56
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Was bringt ein gemeinsames 
Kommunalunternehmen für 
mich und meine Kommune?

ӹӹ Sicherstellen der Aufgabenerfüllung vor Ort
ӹӹ Erweiterung des eigenen Handlungsspielraums
ӹӹ Klarer transparenter organisatorischer Aufbau 
ӹӹ Wirtschaftliche und qualitätsorientierte Wahrnehmung von 

Aufgaben
ӹӹ Flexibilität im Vergaberecht und der Personalwirtschaft, 

beispielsweise die Möglichkeit, einheimische Firmen zu 
berücksichtigen

ӹӹ Transparenz durch kaufmännische Buchführung
ӹӹ Stärkung der finanziellen Handlungsmöglichkeiten der 

beteiligten Kommunen
ӹӹ Ggf. Senkung der Abgabenbelastung für die Bevölkerung
ӹӹ Erschließung von Ressourcen, die über die eigenen Mittel 

hinausgehen
ӹӹ Beschleunigung bei bestimmten Aufgaben und Verfahren, 

beispielsweise bei der Realisierung von Sozialwohnungen

Gemeinsames Kommunalunternehmen

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Kommunen können bestimmte Aufgaben ausgliedern und auf ein Kommunalunternehmen übertra-
gen. Zudem besteht die Möglichkeit, dass mehrere Gemeinden, Landkreise und Bezirke ein gemein-
sames Kommunalunternehmen (gKU) durch Vereinbarung einer Unternehmenssatzung errichten. Zu 
den Aufgabenbereichen, die das gemeinsame Kommunalunternehmen für die beteiligten kommunalen 
Körperschaften wahrnimmt, zählen meist Aufgaben der Daseinsvorsorge wie beispielsweise die Ab-
wasser-, Wasser- und Stromversorgung, Krankenhäuser, Friedhöfe und ÖPNV. Darüber hinaus kön-
nen aber auch weitergehende Handlungsfelder im Zuge der Aufgabenübertragung definiert werden, 
wie beispielsweise ein gemeinsames Gewerbeflächenmanagement, das Betreiben gemeinsamer Bauhö-
fe oder die überörtliche Wohnraumversorgung.

Kommunen können ihre Kommunalunternehmen nach Bayerischer Gemeindeordnung als Eigenbe-
trieb, als selbstständiges Kommunalunternehmen des öffentlichen Rechts oder in den Rechtsformen 
des Privatrechts betreiben. Gemeinsame Kommunalunternehmen werden in der Regel als Anstalt des 
öffentlichen Rechts gegründet und sind damit rechtlich selbständige Anstalten mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit.

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Grüne Infrastruktur

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation sind 

gemeinsame Kommunalunter-
nehmen besonders geeignet? 
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Attraktive Wohnstandorte 68Gemeinsames Kommunalunternehmen

Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Zu Beginn: Klärung der Rechtsform, i.d.R. Anstalt des öffent-
lichen Rechts (AöR)

ӹӹ Beschluss einer Unternehmens-/Organisationssatzung
ӹӹ Ggf. Übertragung der Befugnis, Satzungen und Verordnungen 

zu erlassen, sowie deren Durchsetzung, hierfür Beschluss des 
zuständigen Gremiums der Kommune (Gemeinderat, Land-
kreis- oder Bezirkstag), dies in der Unternehmenssatzung zu 
regeln 

ӹӹ Benennung von Verwaltungsrat und Vorstand
ӹӹ Aufstellen eines Wirtschaftsplans, gegliedert in einen Erfolgs- 

und Vermögensplan, sowie eines Finanzplans
ӹӹ Jahresabschluss und Lagebericht nach den geltenden Rege-

lungen des Handelsgesetzbuches HGB

Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Das Stammkapital wird je Kooperationspartner und -part-
nerin aus einem zu definierenden Anteil, beispielsweise 
Betrag pro Einwohnerin und Einwohner, gebildet.

ӹӹ Projektbezogene Absprachen zur anteiligen Finanzierung 
z. B. bei gemeinsam betriebenen Standorten und entwickelten 
Flächen sind möglich.

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.
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Attraktive Wohnstandorte 69Gemeinsames Kommunalunternehmen

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern, für Bau und Verkehr über Aufstellung und Vollzug 
der Haushaltspläne der Kommunen vom 26. März 2015 
(AllMBl. S. 259) – insbesondere 3. „Gründung von selbststän-
digen Kommunalunternehmen des öffentlichen Rechts"

ӹӹ Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
– Art. 2 Absatz 1 und 4 sowie Art. 49 und 50 zu den 
Rechtsformen der kommunalen Zusammenarbeit sowie zur 
Entstehung und den Vorschriften für gemeinsame Kommuna-
lunternehmen

ӹӹ Gemeindeordnung (GO) für den Freistaat Bayern – Dritter 
Teil „Gemeindewirtschaft“ und insbesondere 4. Abschnitt 
„Gemeindliche Unternehmen“ mit Regelungen u. a. zur 
Rechtsform, zur Zulässigkeit und zu den Organen

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Planung und Bau, Sicherheit, Kommunales und Soziales) 

ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kom-
munale Angelegenheiten, Baurecht, Soziales)

ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen 
(z. B. Planung, Wohnen und Soziales)

ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen

ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 
meiner Kommune

§
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Attraktive Wohnstandorte 70Gemeinsames Kommunalunternehmen

Gute Beispiele ӹӹ WohnBaugesellschaft Ebersberg (WBEgKU)
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen der Gemeinden Much 

und Neunkirchen-Seelscheid
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen gKU VE 

München-Ost
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen Oberes Egertal
ӹӹ Ammerseewerke gKU
ӹӹ Unternehmenssatzung für das gemeinsame Kommunalun-

ternehmen „LEP-Fläche Euskirchen/Weilerswist Anstalt des 
öffentlichen Rechts“ vom 14.05.2009

WohnBaugesellschaft Ebersberg (WBEgKU)

2016 hat der Kreistag des Landkreises Ebersberg zusammen mit der Stadt Grafing die Wohn-
baugesellschaft Ebersberg WBEgKU gegründet, um in den nächsten 10 Jahren 1.000 Sozial-
wohnungen zu schaffen. Das gemeinsame Kommunalunternehmen bebaut Grundstücke im 
Landkreis, die sich in kommunalem Eigentum befinden. Da das Grundstück im kommunalen 
Eigentum verbleibt, entscheidet die Kommune auch über die jeweilige Belegung. Nach 20 
Jahren kann die Gemeinde das Gebäude in ihr Eigentum übernehmen. Ein Vorhaben in der 
Gemeinde Grafing wurde bereits realisiert, an drei weiteren Standorten im Landkreis sind 
Projekte geplant. Inzwischen sind dem WBEgKU weitere Kommunen aus dem Landkreis 
Ebersberg beigetreten.

Quelle: http://www.wbegku-ebersberg.de
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Was bringt ein regionales Ent-
wicklungskonzept für mich und 

meine Kommune?

ӹӹ Bündelung der verschiedenen Interessen in gemeinsamen 
Leitbildern, Zielen und Maßnahmen

ӹӹ Entwicklung einer transparenten und abgestimmten regio-
nalen Zielvorstellung (ggf. mit funktionalen kommunalen 
Schwerpunktsetzungen) unter Berücksichtigung der jewei-
ligen kommunalen Bedürfnisse

ӹӹ Ausschöpfen der Potenziale einer Region
ӹӹ Vertrauensbildung unter den beteiligten Kommunen durch 

Erarbeitung gemeinsamer Entwicklungsperspektiven
ӹӹ Argumentationshilfe für kommunale Entwicklungen 

Regionales Entwicklungskonzept

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Regionale Entwicklungskonzepte sind gemeinde- und fachübergreifende sowie zumeist stark umset-
zungsbezogene Konzepte. Sie zeigen für einen festgelegten Raum gemeinsame Entwicklungsperspekti-
ven auf und koordinieren alle wesentlichen Entwicklungsvorhaben. Regionale Entwicklungskonzepte 
sind also ein auf die Zukunft ausgerichtetes Handlungskonzept mit konkreten Zielen und Projekten 
zur Entwicklung eines bestimmten Teilraums. Als informelles Instrument konzentriert sich das regio-
nale Entwicklungskonzept in der Regel auf ausgewählte Themenfelder, beispielsweise die Verbesserung 
regionaler Wirtschaftsstrukturen. Damit leisten regionale Entwicklungskonzepte einen wesentlichen 
Beitrag zur Stärkung der Region. Regionale Entwicklungskonzepte sind außerdem Fördervorausset-
zung für die Aufnahme in die Förderprogramme der EU (ESF, EFRE, EAGFL).

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation ist die 
Erarbeitung eines regionalen 
Entwicklungskonzeptes be-

sonders geeignet? 

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Entwicklung von Konversionsflächen
ӹӹ Klimaschutz und Klimaanpassung
ӹӹ Medizinische Versorgung
ӹӹ Grüne Infrastruktur
ӹӹ Mobilität – Multimodale Verkehrsangebote
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Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Spezielles Entwicklungsziel als gemeinsamen Anlass identifi-
zieren

ӹӹ Ggf. Ausschreibung und Beauftragung gutachterlicher Leis-
tungen

ӹӹ SWOT-Analyse als Grundlage zur Erstellung von gemein-
samen Leitbildern, Zielen und Maßnahmen

ӹӹ Planungshorizont festlegen (meist kurz- bis mittelfristig) 
ӹӹ Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung
ӹӹ Fortschreibung auf Basis eines Monitorings 

Attraktive Wohnstandorte 72Regionales Entwicklungskonzept

Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Durch die gemeinsame Beantragung von Fördermitteln wird 
deren Höhe optimiert.

ӹӹ Die Planungs- und Investitionskosten werden nach einem zu 
definierenden Verteilerschlüssel z. B. nach Einwohnerzahlen 
aufgeteilt. Ggf. werden organisatorische und personelle 
Leistungen eines Kooperationspartners bzw. -partnerin mit in 
diese Berechnung eingestellt.

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.

Weitere Instrumente
ӹӹ Regionalmanagement
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Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLplG) vom 25. Juni 
2012 – insbesondere Art. 5 zum Leitziel und Leitmaßstab der 
Landesplanung sowie Art. 6 Grundsätze der Raumordnung

ӹӹ Richtlinie zur Förderung Regionaler Initiativen im Freistaat 
Bayern für Zukunftsprojekte der Landesentwicklung (FörLa) 
vom 4. August 2017

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen

ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 
meiner Kommune

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr, Planung und 
Bau) 

ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kreisent-
wicklung, Umweltschutz)

ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen 
(z. B. Planung, Wirtschaftsförderung, Umwelt, Soziales)

ӹӹ Regionaler Planungsverband München (RPV)
ӹӹ Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV)
ӹӹ Europäische Metropolregion München e.V.
ӹӹ Industrie- und Handelskammer für München und Ober-

bayern
ӹӹ Servicestelle Bayern Regional
ӹӹ Ämter für ländliche Entwicklung (ALE)
ӹӹ Je nach Themenfeld fachspezifische Verbände, Gesellschaften, 

Genossenschaften und Bildungseinrichtungen in der Region

§
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Gute Beispiele ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept für die Region Keller-
wald-Edersee 

ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept Erlebnisregion Dresden
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept 2014-2020 Fehngebiet
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept für die Region „Kulturland-

schaft Hessenspitze“
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept für das Aktionsgebiet „Rund 

um den Limes in Hohenlohe-Heilbronn“ 
ӹӹ Regionalmanagement München Süd-West e.V.
ӹӹ RES – Räumliche Entwicklungsstrategie Landkreis Fürsten-

feldbruck
ӹӹ Metrobild Zürich
ӹӹ Zwischen Dorf und Metropole – Raum-, Siedlungs-, und 

Verkehrsentwicklung im Landkreis Dachau

Region Kellerwald-Edersee

Die Region Kellerwald-Edersee ist ein vom Land Hessen und der Europäischen Union an-
erkanntes Fördergebiet. Das Förderprogramm LEADER 2014 – 2020 wird von einem Trä-
gerverein, dem Regionalforum Region Kellerwald-Edersee e.V. (kurz auch Kellerwaldverein) 
umgesetzt. Ziel der Regionalentwicklung ist es, die Lebensqualität in der Region dauerhaft 
zu erhalten sowie Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen. Dabei soll das vorhandene Po-
tenzial der Region genutzt und die Stärken der Region ausgebaut werden. Die Akteure der 
Region Kellerwald-Edersee haben für diese Entwicklungen das Leitmotto „WelterbeRegion 
Kellerwald-Edersee, Wild, Bunt, Gesund“ festgelegt. Es greift die wesentlichen Stärken und 
Alleinstellungsmerkmale der Region auf.

Quelle: http://www.kellerwaldverein.de/wir_ueber_uns/index.php
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Was bringt ein gemeinsames 
Flächenmanagement für mich 

und meine Kommune?

ӹӹ Sparsame Flächeninanspruchnahme bzw. effizienter Umgang 
mit Fläche und Boden 

ӹӹ Kostenersparnis bei gemeinsamer Erschließung und Ent-
wicklung der Flächen

ӹӹ Abbau bzw. Vermeidung von Flächenüberangeboten und 
schädlichen Konkurrenzen zwischen den Kommunen 

ӹӹ Gerechte Abwägung der verschiedenen Belange
ӹӹ Qualitative und quantitative Optimierung der Flächen-

nutzung, z. B. durch Ausbildung von Cluster-Standorten
ӹӹ Interkommunale Abstimmung von Baulandpolitik und 

Freiraumsicherung
ӹӹ Höhere Effizienz bei der Suche nach Flächen für Kompensati-

onsmaßnahmen
ӹӹ Ansatzpunkt für monetäre Ausgleichsmechanismen für die 

Übernahme kommunaler Funktions- und Entwicklungs-
schwerpunkte, die im Rahmen des Flächenmanagements 
ausgehandelt wurden

Gemeinsames Flächenmanagement

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Der zunehmende Flächenbedarf für Wohnen, Gewerbe, Infrastrukturen und Freiräume im Großraum 
München führt zu wachsender Flächenknappheit und Flächenkonkurrenzen. Neben geeigneten Flä-
chen für die Innenentwicklung rücken daher zunehmend auch unbebaute, größtenteils landwirtschaft-
lich genutzte Flächen im Außenbereich in den Fokus der Siedlungsentwicklung, da eine zügige Aktivie-
rung geeigneter Flächen nicht immer möglich ist. Die Siedlungsentwicklung orientiert sich dann eher 
an der Verfügbarkeit von Flächen und weniger an deren tatsächlicher Eignung.

Ein gemeinsames, gemeindeübergreifendes Flächenmanagement kann einen entscheidenden Beitrag 
dazu leisten, geeignete Flächen auszuweisen und gleichzeitig der Zersiedelung entgegenzuwirken, in-
dem konkurrierende Ansprüche an den Boden abgestimmt und ausgeglichen werden. Nutzungen und 
Standorte der Siedlungsentwicklung können räumlich konzentriert werden. Ebenso lassen sich räum-
liche und funktionale Zusammenhänge für das regionale Freiraumsystem besser herstellen, wenn die 
Flächen in der Region gemeinsam verwaltet und vermarktet werden. Damit gehört das Flächenma-
nagement zu einem Instrument, mit dessen Hilfe die Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie und des Flä-
chensparens konsequenter erreicht werden können.

Für welche Themen inter-
kommunaler Kooperation ist 
ein gemeinsames Flächenma-
nagement besonders geeignet? 

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Grüne Infrastruktur
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Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Durch einen Finanzierungsplan für Planungs-, Bau-, 
Pflege- und Instandhaltungskosten, den alle Beteiligten des 
Kooperationsraums gemeinsam entwickeln und in dem ein 
Verteilungsschlüssel ausgehandelt wird, werden die Kosten 
gerecht verteilt. 

ӹӹ Die Refinanzierung von gemeinsamen Flächenpools erfolgt 
über anteilige Beiträge sowie über die Kostenerstattungsbei-
träge von Vorhabenträgern.

ӹӹ Im Flächenmanagement verhandelte kommunale Funktions- 
und Entwicklungsschwerpunktsetzungen werden im Rahmen 
ergänzender Vereinbarungen ausgeglichen. 

Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Gemeinsame Verständigung über Bedarfe und Handlungser-
fordernisse sowie Erfassen und Mobilisieren von Innenent-
wicklungs-, Bauland-, Kompensations- und Freiflächenpoten-
zialen

ӹӹ Vereinbarung zur Regelung der Zuständigkeiten
ӹӹ (Interkommunaler) Ratsbeschluss
ӹӹ Erarbeitung eines gemeinsamen GIS-gestützten Flächenkata-

sters
ӹӹ Erstellen eines gemeinsamen Internetauftritts

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.
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Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Grundgesetz (GG) – Art. 28 Absatz 2 zur Regelung aller 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener 
Verantwortung 

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 1a Absatz 2 zum sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 1a Absatz 5 zu den Erforder-
nissen des Klimaschutzes 

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 2 Absatz 2 zur Abstimmung von 
Bauleitplänen benachbarter Gemeinden

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 204 zum gemeinsamen Flächen-
nutzungsplan

ӹӹ Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLplG) vom 25. Juni 
2012 – insbesondere Art. 29 zur raumordnerischen Zusam-
menarbeit, zu vertraglichen Vereinbarungen (Nr. 1) und 
Maßnahmen zur eigenständigen Entwicklung von Teilräumen 
wie regionalen Entwicklungskonzepten sowie regionalen und 
interkommunalen Netzwerken und Kooperationsstrukturen 
(Nr. 2)

ӹӹ Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
– Art. 4 und 5 zur Gründung einfacher und besonderer 
kommunaler Arbeitsgemeinschaften

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr, Planung und 
Bau) 

ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kom-
munale Angelegenheiten, Baurecht, Kreisentwicklung, Um-
weltschutz)

ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen 
(z. B. Planung, Umwelt)

ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen

ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 
meiner Kommune

ӹӹ Bayerischer Bauernverband
ӹӹ Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer

§
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Gute Beispiele ӹӹ Interkommunales Kompensationsmanagement des Wirt-
schaftsbands A9 Fränkische Schweiz

ӹӹ Interkommunales Kompensationsflächenmanagement Grüner 
Ring Leipzig (GRL)

ӹӹ Modellprojekt „Flächenmanagement in interkommunaler 
Zusammenarbeit“ der Interkommunalen Allianz Oberes 
Werntal

ӹӹ Regionaler Kompensationspool Bodensee-Oberschwaben 
(ReKo)

Interkommunales Kompensationsmanagement des Wirtschaftsbands A9 
Fränkische Schweiz

Auf der Grundlage eines Integrierten Ländlichen Entwicklungskonzeptes haben sich 2008 18 
Kommunen zwischen Nürnberg und Bayreuth zur Kommunalen Arbeitsgemeinschaft Wirt-
schaftsband A9 Fränkische Schweiz zusammengeschlossen und die weitere Zusammenarbeit 
in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt. Neben weiteren Projekten wollen die Kom-
munen des Wirtschaftsbands A9 Fränkische Schweiz den Flächenverbrauch in der Region 
durch ein gemeinsames Management der Ausgleichsflächen reduzieren. Dadurch können 
nicht nur sinnvolle gemeinschaftliche Freiraummaßnahmen realisiert, sondern gleichzeitig 
auch Flächen effizient und kostensparend verwaltet werden.

Quelle: http://wirtschaftsbanda9.de
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Was bringt ein gemeinsamer 
Flächennutzungsplan für mich 

und meine Kommune?

ӹӹ Abbau bzw. Vermeidung von Flächenüberangeboten und 
schädlichen Konkurrenzen zwischen den Kommunen 

ӹӹ Gerechter Ausgleich der verschiedenen Belange
ӹӹ Ausbildung von Cluster-Standorten
ӹӹ Sparsame Flächeninanspruchnahme
ӹӹ Kostenersparnis durch gemeinsame und optimierte Er-

schließung und Entwicklung
ӹӹ Ansatzpunkt für monetäre Ausgleichsmechanismen auf Basis 

der im Flächennutzungsplan ausgehandelten Funktionszuwei-
sungen

Gemeinsamer Flächennutzungsplan

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Wenn die städtebauliche Entwicklung benachbarter Kommunen wesentlich von gemeinsamen Vor-
aussetzungen und Bedürfnissen bestimmt wird, können diese einen gemeinsamen Flächennutzungs-
plan aufstellen. Ein entsprechendes Planungserfordernis kann aufgrund von Zielen der Raumord-
nung, Einrichtungen oder Anlagen des öffentlichen Verkehrs, sonstigen Erschließungsanlagen sowie 
Gemeinbedarfs- oder sonstigen Folgeeinrichtungen vorliegen. Der gemeinsame Flächennutzungsplan 
kann entweder die gesamten Gemeindegebiete der beteiligten Gemeinden umfassen oder aber sich auf 
räumliche oder sachliche Teilbereiche beschränken, wie beispielsweise die Darstellung von Konzentra-
tionsflächen für die Energiegewinnung oder andere privilegierte Vorhaben im Außenbereich.

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation ist ein 
gemeinsamer Flächennut-

zungsplan besonders geeignet? 

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Entwicklung von Konversionsflächen
ӹӹ Klimaschutz und Klimaanpassung
ӹӹ Grüne Infrastruktur
ӹӹ Bildungsinfrastruktur
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Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Bei externer Beauftragung werden die Planungskosten nach 
Einwohnerzahlen oder Flächenanteilen auf die beteiligten 
Kommunen verteilt. Alternativ erfolgt eine gleichmäßige 
Aufteilung unter den beteiligten Kommunen.

ӹӹ Bei federführender Bearbeitung der Planungen durch eine 
Kommune sind Vereinbarungen über die Personal- und 
Sachkosten zu treffen

Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Gremienbeschlüsse in den kooperierenden Kommunen
ӹӹ Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde (Landratsamt 

bzw. Regierung von Oberbayern) zum gemeinsamen Flächen-
nutzungsplan 

ӹӹ Aufhebung, Änderung, Ergänzung eines gemeinsamen 
Flächennutzungsplans nur durch die beteiligten Gemeinden 
gemeinsam 

Weitere Informationen:
ӹӹ Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium 

des Innern, für Bau und Verkehr: Planungshilfen für die 
Bauleitplanung 2018-19. München (2019). S. 39 ff.

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.
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Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Grundgesetz (GG) – Art. 28 Absatz 2 zur Regelung aller 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener 
Verantwortung 

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 2 Absatz 2 zur Abstimmung von 
Bauleitplänen benachbarter Gemeinden

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 204 zum gemeinsamen Flächen-
nutzungsplan

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 205 zur Einrichtung eines Pla-
nungsverbandes

ӹӹ Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in 
Bayern, Art. 4 und 5 – Gründung einfacher und besonderer 
kommunaler Arbeitsgemeinschaften

Attraktive Wohnstandorte 81Gemeinsamer Flächennutzungsplan

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen
ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kom-

munale Angelegenheiten, Baurecht, Kreisentwicklung, Um-
weltschutz)

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr, Planung und 
Bau)

ӹӹ Fachlich betroffene Vereine, Verbände, Institutionen und 
Träger öffentlicher Belange (z. B. Industrie- und Handels-
kammern, Handwerkskammern, Bauernverband)

§
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Gute Beispiele ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemein-
schaft Bernburg für die Stadt Bernburg (Saale) mit Ortsteil 
Aderstedt und die Gemeinde Gröna

ӹӹ Gemeinsame Flächennutzungsplan-Änderung nach § 204 
Absatz 1 Satz 4 BauGB für einen räumlichen und sachlichen 
Teilbereich in den Gemeinden Großweil und Ohlstadt 

ӹӹ Regionaler Flächennutzungsplan Südhessen als gemeinsamer 
Flächennutzungsplan

Gemeinsamer Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Bernburg

Aufgrund von gemeinsamen geografischen Gegebenheiten, gemeinsamen Bedürfnissen der 
Bevölkerung nach Sport, Freizeit und Erholung, gemeinsamen Belangen des Umweltschutzes, 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie gemeinsamen infrastrukturellen Voraus-
setzungen haben die Stadt Bernburg (Saale) mit Ortsteil Aderstedt und die Gemeinde Gröna 
einen gemeinsamen Flächennutzungsplan gemäß § 204 BauGB erarbeitet. Formell besiegelt 
wurde die Zusammenarbeit 1997 über eine „Öffentlich rechtliche Vereinbarung über eine 
gemeinsame Planung“, die alle beteiligten Kommunen im Vorfeld unterzeichnet haben. Die 
konkrete Ausarbeitung des gemeinsamen Flächennutzungsplanes wurde dabei dem Amt für 
Stadterneuerung und Stadtplanung der Stadtverwaltung Bernburg übertragen.

Quelle: https://www.bernburg.de/media/dokumente/buerger/planen__bauen__wohnen/f-plaene/fnp_vg_
bernburg_begruendung.pdf

https://www.bernburg.de/media/dokumente/buerger/planen__bauen__wohnen/f-plaene/fnp_vg_bernburg_begruendung.pdf
https://www.bernburg.de/media/dokumente/buerger/planen__bauen__wohnen/f-plaene/fnp_vg_bernburg_begruendung.pdf
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Was bringt ein interkommu-
nales Gewerbegebiet für mich 

und meine Kommune?

ӹӹ Erhöhte Flexibilität bei der Standortbestimmung des Gewer-
begebietes unter Berücksichtigung topographischer, ökologi-
scher und ökonomischer Faktoren

ӹӹ Möglichkeiten zur Entwicklung von größeren zusammenhän-
genden Gebieten

ӹӹ Erhöhung der überregionalen Wettbewerbsfähigkeit
ӹӹ Begrenzung des Flächenverbrauchs im Vergleich zur kleintei-

ligen Erschließung einzelner Gebiete in einer Kommune
ӹӹ Bindung von Unternehmen an die Region mit Synergieef-

fekten für die Bereiche Mobilität und Wohnen
ӹӹ Haushaltsentlastung durch gemeinsame Übernahme der 

Entwicklungskosten und gemeinsames Abschöpfen der 
Erlöspotenziale

ӹӹ Kompetenzgewinn durch gebündelte Verwaltungs- und 
Finanzkraft 

Interkommunales Gewerbegebiet

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Viele Kommunen im Großraum München sehen sich einer zunehmenden Flächenknappheit gegen-
über. Das führt zu Flächenengpässen im Bereich des Wohnens ebenso wie beim Gewerbe. Ein Weg, der 
Gewerbeflächenknappheit zu begegnen, ist die Entwicklung interkommunaler Gewerbegebiete. Diese 
haben den Vorteil, dass nicht nur Kosten geteilt und Synergien genutzt werden. Auch mit Bick auf die 
räumliche Lage kommen besser geeignete Flächen zum Zuge, da sich Standorte anbieten, bei denen 
die beteiligten Kommunen gleichermaßen geeignete Flächen für eine gewerbliche Nutzung einbrin-
gen können. Aber auch Standorte, die auf nur einer Gemeindegemarkung liegen, lassen sich zu einem 
interkommunalen Gewerbegebiet entwickeln, wenn sie als regionaler Wirtschaftsstandort gemeinsam 
vermarktet werden und der Kosten-Nutzen-Ausgleich unter den Kommunen geregelt ist.

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation ist ein 
interkommunales Gewerbe-
gebiet besonders geeignet? 

Handlungsfelder
ӹӹ Gewerbe und Handel
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Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Ausschreibung und Vergabe von gutachterlichen bzw. planeri-
schen Leistungen

ӹӹ Standortanalyse einschließlich Standortbewertung und 
Standortwahl

ӹӹ Erarbeitung von regionalen und städtebaulichen Entwick-
lungskonzepten

ӹӹ Durchführen der Bauleitplanung mit entsprechenden Gremi-
enbeschlüssen 

ӹӹ Finanzierungskonzept
ӹӹ Grunderwerb
ӹӹ Vermarktung und Grundstücksverkauf

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.
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Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Grundgesetz (GG) – Art. 28 Absatz 2 zur Regelung aller 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener 
Verantwortung 

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 2 Absatz 2 zur Abstimmung von 
Bauleitplänen benachbarter Gemeinden

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 204 zum gemeinsamen Flächen-
nutzungsplan

ӹӹ Baugesetzbuch (BauGB) – § 205 zur Einrichtung eines Pla-
nungsverbandes 

ӹӹ Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in 
Bayern, Art. 4 und 5 – Gründung einfacher und besonderer 
kommunaler Arbeitsgemeinschaften

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Verkehr, Planung und 
Bau) 

ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kom-
munale Angelegenheiten, Baurecht, Kreisentwicklung, Um-
weltschutz)

ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen 
(z. B. Planung, Wirtschaftsförderung, Liegenschaften, Fi-
nanzen)

ӹӹ Regionaler Planungsverband München (RPV)
ӹӹ Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV)
ӹӹ Kommunale und regionale Wirtschaftsförderung
ӹӹ Industrie- und Handelskammer für München und Ober-

bayern
ӹӹ Handwerkskammer für München und Oberbayern
ӹӹ Ansässige Unternehmen

Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Die Investitions- und Folgekosten werden im Verhältnis zu 
den von der Kommune eingebrachten Flächen oder über 
einen einwohnerbezogenen Verteilungsschlüssel aufgeteilt.

ӹӹ Innerhalb des Gewerbegebiets werden Belegungsrechte für die 
kooperierenden Kommunen festgelegt. 

ӹӹ Durch das Festlegen eines gemeinsamen Gewerbesteuerhebe-
satzes werden interkommunale Konkurrenzen vermieden und 
eine Zusammenarbeit auf Augenhöhe gewährleistet.

§
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Gute Beispiele ӹӹ Interkommunaler Gewerbepark Nürnberg-Feucht-Wendel-
stein

ӹӹ Interkommunaler Gewerbepark Inning/Wörthsee
ӹӹ Interkommunales Güterverkehrszentrum Region Augsburg
ӹӹ Interkommunales Hafengebiet Kelheim-Saal a.d. Donau
ӹӹ Interkommunaler Industrie- und Gewerbepark Gollhofen/

Ippesheim
ӹӹ Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet Landkreis 

Günzburg

Interkommunaler Gewerbepark Nürnberg-Feucht-Wendelstein

Die Entwicklung, Vermarktung und Verwaltung des Gewerbeparks Nürnberg-Feucht-Wen-
delstein wird durch einen gemeinsamen Zweckverband der Stadt Nürnberg und der beiden 
Marktgemeinden Feucht und Wendelstein getragen. Die beteiligten Kommunen haben sich 
1993 zunächst auf vertraglicher Basis zur Besonderen Kommunalen Arbeitsgemeinschaft Ge-
werbepark Nürnberg-Feucht zusammengeschlossen, um das Gebietsänderungsverfahren für 
die vormals gemeindefreie Fläche durchzuführen und um den weiteren Beschlüssen der Ar-
beitsgemeinschaft einen rechtsverbindlichen Charakter zu verleihen. Zu den Aufgaben der 
AG zählte neben der Erstellung von Machbarkeitsstudien – z. B. für den Gleisanschluss des 
Gebietes – auch die Öffentlichkeitsarbeit und die verbindliche Vorbereitung der Zweckver-
bandsgründung. Für diese Arbeit standen 250.000 € zur Verfügung, die im Verhältnis 2 (Stadt 
Nürnberg) : 2 (Markt Feucht) : 1 (Markt Wendelstein) aufgebracht wurden.

Quelle: Wuschansky, Bernd u. König, Kristina. Interkommunale Gewerbegebiete in Deutschland. ILS, 
Dortmund 2011
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Was bringt ein interkommu-
naler Investitionsfonds für 

mich und meine Kommune?

ӹӹ Verwirklichung regional bedeutsamer Vorhaben an dafür 
geeigneten Standorten 

ӹӹ Stärkung der regionalen Leistungskraft und Wettbewerbsfä-
higkeit

ӹӹ Abgestimmte Flächenentwicklung zur Vermeidung von 
Flächenüberangeboten und schädlichen Konkurrenzen

ӹӹ Optimierung des Ressourceneinsatzes
ӹӹ Fairer und transparent verhandelter Ausgleich von Lasten und 

Nutzen für die beteiligten Kommunen
ӹӹ Transparente Ermittlung von Infrastrukturfolgekosten im 

Kooperationsgebiet
ӹӹ Bündelung von Ressourcen bei gleichzeitiger Entlastung der 

einzelnen Kommune

ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Klimaschutz und Klimaanpassung
ӹӹ Medizinische Versorgung
ӹӹ Bildungsinfrastruktur

Interkommunaler Investitionsfonds

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Damit die Durchführung von regional bedeutsamen Vorhaben nicht allein in Eigenregie der Kommu-
ne erfolgen muss, in der das Vorhaben realisiert werden soll, können Kommunen einen gemeinsamen 
Investitionsfonds auflegen. Aus diesem kann das entsprechende Vorhaben finanziert werden. Dabei 
handelt es sich um einen freiwilligen und selbstverwalteten Fonds, dessen Verwendungszweck durch 
die beteiligten Kommunen festgelegt wird. Der Verwendungszweck kann die ganze Bandbreite mög-
licher Investitionen in der Region beinhalten – vom konkreten Projekt bis hin zu einer Vielzahl von 
Vorhaben, die auf lange Sicht dem gemeinsamen Entwicklungsziel in der Region dienen. Noch sind 
gemeinsam realisierte bauliche Maßnahmen in der interkommunalen Kooperation eher selten anzu-
treffen, sie stoßen aber auf ein zunehmendes Interesse.

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation sind 

interkommunale Investitions-
fonds besonders geeignet?
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Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Hinzuziehen rechtlicher Begleitung für die Vorberatungen 
und strategische Ausrichtung des Fonds

ӹӹ Gemeinsame Klärung der finanziellen, rechtlichen und 
organisatorischen Rahmenbedingungen des Fonds 

ӹӹ Vereinbarung zu den Zielen und zur Verwendung, Finan-
zierung und Verwaltung des Investitionsfonds im Rahmen 
einer verbindlichen Vereinbarung

ӹӹ Gemeinsame Festlegung der Ein- und Auszahlungsmodali-
täten

ӹӹ Beauftragung einer Kommune oder eines Dritten mit der 
treuhänderischen Verwaltung der Fondsmittel

ӹӹ Vereinbarung über den Einsatz der Mittel auf Grundlage eines 
gemeinsam erarbeiteten Bewertungsverfahrens (räumlicher 
Bezug, spezifische Handlungsfelder, konkrete Bauvorhaben 
etc.)

ӹӹ Erarbeitung einer Kooperationsvereinbarung 

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.
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Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Über eine Umlage, z. B. Beträge aus einem zu definierenden 
Anteil der Kreisumlage (je nach individueller Leistungs- und 
Wirtschaftskraft der beteiligten Kommunen) werden die 
in den Fonds einzubringenden Anteile für die jeweilige 
Kommune festgelegt.

ӹӹ Alternativ wird ein jährlicher Betrag pro Einwohner, pro 
Einwohner und Steuerkraft oder Steuerkraft pro Einwohner 
im Verhältnis zur Gemeindefläche in den Fonds eingebracht.

Für die Verteilung der Mittel gibt es u. a. folgende Möglichkeiten: 
ӹӹ auf der Grundlage eines gemeinsam entwickelten Bewer-

tungsverfahrens werden beantragte Vorhaben (anteilig) 
finanziert, oder

ӹӹ die Fondsmittel werden an die beteiligten Kommunen als 
Zuweisungen oder (Zins-) Zuschüsse zur (anteiligen) Fi-
nanzierung anerkannter gemeinsam definierter Leitprojekte 
verwendet

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Art. 28 Absatz 2 Grundgesetz (Gebietshoheit, Organisati-
onshoheit, Personalhoheit, Finanzhoheit, Steuerhoheit, Sat-
zungshoheit, Kulturhoheit, Sparkassenhoheit der Gemeinden)

ӹӹ Kommunaler Finanzausgleich (KFA) nach Landesgesetz 
(Gesetz zur Regelung des Finanzausgleichs – Finanzaus-
gleichsgesetz – FAG)

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern (z. B. 
Kommunale Angelegenheiten, Kommunales Finanzwesen) 

ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter (z. B. Kom-
munale Angelegenheiten, Kreisentwicklung)

ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen 
(z. B. Planung, Liegenschaften, Finanzen)

ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen

ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 
meiner Kommune

ӹӹ Bayerischer Städte- und Gemeindetag

§
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Gute Beispiele ӹӹ Kommunaler Innenentwicklungsfonds (KIF) von 47 Ge-
meinden der niedersächsischen Landkreise Nienburg/Weser 
und Gifhorn

ӹӹ Interkommunaler Immobilienfonds ‚Nördliches Fichtelge-
birge‘

ӹӹ Vereinbarung der an der Gebietsentwicklungsplanung für den 
Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg beteiligten Kom-
munen über einen Interessenausgleich

Kommunaler Innenentwicklungsfonds (KIF)

47 Gemeinden der niedersächsischen Landkreise Nienburg/Weser und Gifhorn erarbeiteten 
und erprobten im Rahmen eines vom BMBF geförderten Forschungsvorhabens den „Kom-
munalen Innenentwicklungsfonds“ (KIF). Mit dem freiwilligen Fonds wollen sie zukünftig 
kommunenübergreifend ihre Innentwicklung finanzieren. Die Städte und Gemeinden sollen 
nach einem Schlüssel, der sich an der Einwohnerzahl und Steuerkraft orientiert, in den Fonds 
einzahlen. Die beiden Landkreise streben zudem ihrerseits eine finanzielle Unterstützung des 
Fonds in einer vergleichbaren Höhe zum gemeindlichen Beitrag an. Mit Blick auf die Auszah-
lung haben sich die Städte und Gemeinden darauf verständigt, dass die Antragsteller im Sinne 
eines Wettbewerbs der besten Ideen zur Innenentwicklung einen nicht rückzahlungspflichti-
gen Zuschuss aus dem Fonds erhalten. Der Mehrwert: Die zusätzlich generierten Gelder hel-
fen, die Ortszentren zukunftsfähig zu gestalten. Der Fonds soll eine integrierte Entwicklung 
nach dem Prinzip kommunaler „Innen- vor Außenentwicklung“ ermöglichen. 

Quelle: https://kommunen-innovativ.de/kif
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Was bringen Zweckvereinba-
rungen und Kooperations-

verträge für mich und meine 
Kommune?

ӹӹ Gleichberechtigte Verständigung auf Augenhöhe
ӹӹ Herstellen von Verbindlichkeit und Verlässlichkeit
ӹӹ Verständigung auf gemeinsame Ziele
ӹӹ Bündelung von personellen Ressourcen und Fachexpertise
ӹӹ Ggf. personelle Entlastung bei Übertragung von Aufgaben auf 

eine Kommune

Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Kommunen können für eine verbindlichere Form der Zusammenarbeit eine Zweckvereinbarung ab-
schließen. Die Zweckvereinbarung fokussiert konkrete Aufgaben, wie beispielsweise das gemeinsame 
Vorgehen im Zuge des Breitbandausbaus. Häufig sieht eine Zweckvereinbarung vor, dass eine der betei-
ligten Kommunen bestimmte Aufgaben für andere beteiligte Kommunen übernimmt. Die beteiligten 
Kommunen können vertraglich aber auch eine gemeinschaftliche Durchführung der Aufgaben festle-
gen. Die Zweckvereinbarung ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der auch zwischen Kommunen und 
kommunalen Körperschaften wie beispielsweise einem Zweckverband abgeschlossen werden kann.

Eine andere Möglichkeit, die interkommunale Zusammenarbeit vertraglich auszugestalten, stellt der 
Kooperationsvertrag dar. Im Gegensatz zur Zweckvereinbarung, bei der es um die konkrete Aufgaben-
übertragung oder -durchführung geht, dient der Kooperationsvertrag dazu, sich eher allgemein auf 
Grundsätze und Ziele einer gemeindeübergreifenden Zusammenarbeit in bestimmten Handlungsfel-
dern zu verständigen, beispielsweise bei der Siedlungsflächenentwicklung. Auch wenn entsprechen-
de Verträge durchaus Aussagen zu projektbezogenen Übereinkünften beinhalten können, liegt der 
Schwerpunkt mehr auf gemeinsamen Absichten als auf verbindlichen Regulierungen.

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation sind 

Zweckvereinbarungen und Ko-
operationsverträge besonders 

geeignet?

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Entwicklung von Konversionsflächen
ӹӹ Klimaschutz und Klimaanpassung
ӹӹ Medizinische Versorgung
ӹӹ Grüne Infrastruktur
ӹӹ Mobilität – Multimodale Verkehrsangebote
ӹӹ Bildungsinfrastruktur
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Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Im Vorfeld: Gemeinsame Verständigung über Themen, 
Informationsbedarfe, Handlungserfordernisse und freiwillige 
Verpflichtungen, die Gegenstand der interkommunalen 
Kooperation sein sollen

ӹӹ Festlegung von gemeinsamen Grundsätzen und Zielen der 
interkommunalen Kooperation

ӹӹ Ggf. Vereinbarung zur Regelung der Aufgabenübertragung 
auf eine der beteiligten Kommunen, zur Höhe und Ver-
wendung eines gemeinsamen Finanzbudgets, zu Laufzeiten 
und Fristen

ӹӹ (Interkommunaler) Ratsbeschluss

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Landesplanerischer Vertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.
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Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Bei Übertragung von Aufgaben auf eine Kommune (Zweck-
vereinbarung) erfolgt ggf. eine Bereitstellung von Personal, 
alternativ auch eine anteilige finanzielle Umlage zur Finan-
zierung der Aufgabenerfüllung.

ӹӹ Bei Verständigung über Handlungsfelder für die Zusammen-
arbeit (Kooperationsvereinbarungen und -verträge) werden 
die rotierende Gastgeberrolle und die anteilige Finanzierung 
der Erarbeitung von Plänen und Konzepten vereinbart.

Attraktive Wohnstandorte 93Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
– Art. 7 bis 16 (Dritter Teil), u. a. zu den Beteiligten und 
Aufgaben 

ӹӹ Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) – Art. 
54 bis 62 (Vierter Teil) zum öffentlich-rechtlichen Vertrag

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Zuständige Bereiche der Regierung von Oberbayern
ӹӹ Zuständige Fachbereiche der Landratsämter
ӹӹ Fachabteilungen der benachbarten Kommunalverwaltungen
ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 

Herausforderungen
ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 

meiner Kommune
ӹӹ Regionale Zweckverbände
ӹӹ Kommunalunternehmen

§
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Gute Beispiele ӹӹ Zweckvereinbarung zur interkommunalen Zusammenarbeit 
zwischen der Marktgemeinde Weisendorf und der Gemeinde 
Aurachtal

ӹӹ Kooperationsvereinbarung für die Förderregion Kiel und 
Umland zu einer Zusammenarbeit in der Region auf Au-
genhöhe

ӹӹ Kooperationsvertrag der Stadt Eberswalde und der Gemeinde 
Schorfheide zur Zusammenarbeit in den Bereichen demo-
graphischer Wandel, Breitbandausbau, Infrastrukturdefizite, 
Digitalisierung und Energiewende.

ӹӹ Zweckvereinbarung über die Bestellung eines gemeinsamen 
Datenschutzbeauftragten nach Art. 25 Absatz 2 und 4 
BayDSG für den Landkreis Rhön-Grabfeld und dessen 
kreisangehörige Gemeinden, Märkte und Städte bzw. deren 
Verwaltungsgemeinschaften

Zweckvereinbarung zwischen Markt Weisendorf und Gemeinde Aurachtal

Die beiden aneinandergrenzenden Kommunen haben sich in einer Zweckvereinbarung darü-
ber geeinigt, Planungen und Verfahrensschritte im Förderverfahren für den Breitbandausbau 
für die Gebiete, die mit einem hochleistungsfähigen Breitbandnetz zu erschließen sind, aufei-
nander abzustimmen. Wenn die Erschließungsgebiete über Gemeindegrenzen hinweggehen, 
ist vom Netzbetreiber eine Kostenaufteilung im Rahmen seines Angebots vorzunehmen, die 
sich an sachgerechten Kriterien orientiert. Streitigkeiten zwischen den Beteiligten werden laut 
Zweckvereinbarung unter Hinzuziehung des Landratsamts geschlichtet.

Quelle: https://www.aurachtal.de/pdf/zweckvereinbarung_39.pdf



95

Was bringt ein landesplane-
rischer Vertrag für mich und 

meine Kommune?

ӹӹ Vorbereitung und Umsetzung raumbedeutsamer Planungen 
und Maßnahmen 

ӹӹ Stärkung der Kooperationen von Gemeinden
ӹӹ Verbindliche Vereinbarung über die Aufgaben- und Funkti-

onswahrnehmung
ӹӹ Unterstützung teilräumlicher Entwicklungen
ӹӹ Vorbereitung weiterer interkommunaler Zusammenarbeit
ӹӹ Anknüpfungspunkt für Projekte, in deren Rahmen über 

finanzielle Ausgleichsmechanismen verhandelt wird 

Landesplanerischer Vertrag

Instrumente und Strukturen interkommunaler Kooperationen

Ein „landesplanerischer“ oder auch „regionalplanerischer“ und „raumordnerischer“ Vertrag ist ein 
Instrument, das in Abstimmung mit den Interessen der jeweiligen Gemeinden die Vorbereitung und 
Verwirklichung von Raumordnungsplänen und regionalen Entwicklungskonzepten zum Ziel hat. Es 
dient dabei auch dem Interessensausgleich zwischen dem Land und einer oder mehreren Kommunen 
oder zwischen verschiedenen Gemeinden. Der Vertrag hat öffentlich-rechtlichen Charakter, bildet also 
eine verbindliche Grundlage für die beteiligten Gebietskörperschaften. 

Inhaltlich konzentrieren sich die Verträge auf bestimmte auf die Kooperation ausgerichtete Aufgaben-
felder. Die gesamte Bandbreite der Raumordnung kann also Gegenstand entsprechender Verträge sein. 
So wird beispielsweise die Zusammenarbeit von Gemeinden in Städtenetzen über einen raumordne-
rischen Vertrag geregelt. Daneben können aber auch Regelungen zwischen den Vertragspartnern zu 
regionalbedeutsamen Vorhaben, wie beispielsweise zur Umsetzung regionaler Entwicklungskonzepte, 
oder zur interregionalen Zusammenarbeit zwecks Entwicklung eines Gewerbegebietes, getroffen wer-
den. In Bayern dient der landesplanerische Vertrag insbesondere zur Regelung der Aufgaben- und 
Funktionswahrnehmung zwischen Zentralen Doppel- und Mehrfachorten.

Für welche Themen interkom-
munaler Kooperation ist ein 
landesplanerischer Vertrag 

besonders geeignet?

Handlungsfelder
ӹӹ Attraktive Wohnstandorte
ӹӹ Gewerbe und Handel
ӹӹ Entwicklung von Konversionsflächen
ӹӹ Klimaschutz und Klimaanpassung
ӹӹ Medizinische Versorgung
ӹӹ Grüne Infrastruktur
ӹӹ Mobilität – Multimodale Verkehrsangebote
ӹӹ Bildungsinfrastruktur
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Welche Verfahrensschritte 
muss ich berücksichtigen?

ӹӹ Kontaktaufnahme mit der Regierung von Oberbayern, 
Höhere Landesplanungsbehörde

ӹӹ Bildung eines interkommunalen Ausschusses für die betei-
ligten Gemeinden als Gremium für die zukünftige Zusam-
menarbeit

Wie können Lasten und 
Nutzen zwischen den Kom-
munen gerecht ausgeglichen 

werden?

ӹӹ Ein Ausgleich von Lasten und Nutzen ist im Rahmen des 
landesplanerischen Vertrags nicht erforderlich. Der Vertrag 
regelt zunächst nur, in welchen Bereichen die Kommunen 
zusammenarbeiten wollen. Weitergehende Regelungen zur 
Finanzierung konkreter Vorhaben und Maßnahmen erfolgen 
im konkreten Projektzusammenhang.

Attraktive Wohnstandorte 96Landesplanerischer Vertrag

Welche Instrumente und Struk-
turen interkommunaler Koope-

ration können unterstützend 
und ergänzend eingesetzt 

werden? 

Allianzen, Bündnisse, Initiativen, gemeinsame Trägerstrukturen
ӹӹ Informelle Abstimmung auf Augenhöhe
ӹӹ Interkommunale Vereine
ӹӹ Interkommunale Wohnungsgesellschaft/-genossenschaft
ӹӹ Freiwilliger Zweckverband
ӹӹ Gemeinsames Kommunalunternehmen

Konzepte, Pläne, Programme, Fonds
ӹӹ Regionales Entwicklungskonzept
ӹӹ Gemeinsames Flächenmanagement
ӹӹ Gemeinsamer Flächennutzungsplan
ӹӹ Interkommunales Gewerbegebiet
ӹӹ Interkommunaler Investitionsfonds

Vereinbarungen und Verträge
ӹӹ Zweckvereinbarung und Kooperationsvertrag

Je nach Handlungsfeld können diese Instrumente passgenau 
ausgestaltet werden. Nähere Informationen dazu finden Sie in den 
Steckbriefen zu den Handlungsfeldern.



97

Was sind die rechtlichen 
Grundlagen?

ӹӹ Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLplG) vom 25. Juni 
2012 – insbesondere Art. 29 zur raumordnerischen Zusam-
menarbeit, zu vertraglichen Vereinbarungen (Nr. 1)

ӹӹ Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) – Ziel 2.1.11 – 
Zentrale Doppel- und Mehrfachorte

Attraktive Wohnstandorte 97Landesplanerischer Vertrag

Wen kann ich ansprechen? ӹӹ Politische und Verwaltungsspitzen benachbarter Kommunen 
und Landkreise

ӹӹ Kommunen mit vergleichbaren Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen

ӹӹ Kommunen mit funktionalräumlichen Verflechtungen zu 
meiner Kommune

ӹӹ Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde
ӹӹ Regionaler Planungsverband München (RPV)

Gute Beispiele ӹӹ Landesplanerischer Vertrag zwischen den Gemeinden 
Hemhofen und Röttenbach (Mittelfranken) für einen gemein-
samen Siedlungsschwerpunkt

ӹӹ Landesplanerischer Vertrag zur Entwicklung und Realisierung 
eines virtuellen Gewerbeflächenpools (NRW)

Landesplanerischer Vertrag der Gemeinden Hemhofen und Röttenbach

Die mittelfränkischen Gemeinden Röttenbach und Hemhofen sind Nachbargemeinden in der 
Metropolregion Nürnberg. Ihre Siedlungsbereiche weisen – historisch bedingt – starke räum-
liche und funktionelle Verflechtungen auf. Auf der Grundlage des geltenden Regionalplans 
„Industrieregion Mittelfranken“ nehmen beide Gemeinden ihre zentralörtliche Versorgungs-
funktion als gemeinsamer Siedlungsschwerpunkt wahr. Der Abschluss eines landesplaneri-
schen Vertrags bildet die Grundlage der interkommunalen Zusammenarbeit mit dem Ziel der 
Sicherung und Verbesserung der Lebenssituation. Im Fokus stehen neben der Sicherung und 
Optimierung der bestehenden zentralörtlichen Funktionen die gemeinsame Sicherung der 
Einzelhandelszentralität sowie der Erhalt der Arbeitsplatzzentralität. Im Vertragstext werden 
gemeinsame Zielstellungen und konkrete Projekte sowie Maßnahmen formuliert. Bei allen 
gemeindeübergreifend bedeutsamen Planungen, welche die gemeinsamen zentralörtlichen 
Versorgungsaufgaben betreffen, stimmen sich beide Kommunen ab.

Quelle: https://www.hemhofen.de/fileadmin/Dateien/Ortsrecht/landesplanerischer-vertrag-240.pdf
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